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Wollte der Gesetzgeber den Brotpreis 
hierzulande regulieren, wäre der Aufschrei 
des Bäckerhandwerks wie auch des Han-
dels enorm. Bei anderen Gütern des täg-
lichen Bedarfs ist dies nicht anders. Hier 
werden mitunter Preisabsprachen geahn-
det, ansonsten aber gilt der Wettbewerb. 
Einzig bei Finanzprodukten werden im-
mer wieder Eingriffe in die Preisfestset-
zung vorgenommen (beispielsweise In-
terchange im Kartengeschäft) oder doch 
in die Debatte gebracht, wie beispielswei-
se bei den Entgelten für die Fremdnut-
zung von Geldautomaten vor der Einfüh-
rung des direkten Kundenentgelts und 
nun auch beim Dispokredit. 

Offenbar muss der arme Kunden vor den 
bösen Banken stärker in Schutz genom-
men werden als vor gierigen Händlern. 
Und wenn wenig mobile Kunden bei dem 
einzigen fahrenden Händler, der in ihrem 
Dorf noch Lebensmittel vertreibt, entspre-
chend saftige Preise zahlen, wird diesem 
offenbar eine andere Marktmacht unter-
stellt als dem einzigen Kreditinstitut am 
Platz, das von Nichtkunden ordentliche 
Entgelte für die Nutzung ihrer Geldauto-
maten verlangt. Vielleicht mag es merk-
würdig anmuten, dass der Handel das 
grundsätzliche Misstrauen in sein Ge-
schäft im Lauf der Jahrhunderte überwin-
den konnte, die Finanzdienstleister hin-
gegen nicht. Doch damit wird die Bran-
che wohl dauerhaft leben müssen.

Immerhin ist dem Gesetzgeber bewusst, 
dass ein Eingriff in die Preisgestaltung 
durchaus kontraproduktiv sein kann. Das 
wurde in der Diskussion um die GAA-
Gebühren deutlich, als zu bedenken ge-
geben wurde, dass eine einheitliche 
Preis obergrenze mit hoher Wahrschein-
lichkeit eine Einpendelung des allgemei-
nen Preisniveaus auf dieser Obergrenze 

Dispositionskredit

Regulierung macht’s nicht billiger

zur Folge haben würde. Beim Dispositi-
onskredit ist dies nicht anders. 

Natürlich könnte der Gesetzgeber einen 
maximalen Zinssatz festlegen, der er für 
die Anbieter als auskömmlich ansieht. 
Dann käme es darauf an, ob dieser von 
den Banken und Sparkassen auch so 
empfunden wird. Ist dies nicht der Fall, 
könnte entweder eine Abschaffung des im 
internationalen Vergleich ohnehin ziem-
lich einmaligen Überziehungsrahmens 
die Folge sein. Oder die Preise für das 
Gesamtpaket Zahlungsverkehr müssten 
steigen. Dann würde nach dem politi-
schen Prinzip der Umverteilung die ver-
gleichsweise kleine Gruppe der Konto-
überzieher durch die Gesamtheit der Gi-
rokontonutzer mitfinanziert. Der Aufschrei 
der Verbraucherschützer wäre im einen 
wie im anderen Fall gleich. 

Würde die Obergrenze so gesetzt, dass 
die Anbieter nur an diesem Limit profita-
bel arbeiten könnten, käme dies einem 
Einheitspreis gleich – Wettbewerb ade. 
Ein großzügig angesetztes Maximum na-
he der Wuchergrenze hingegen hätte  
vermutlich kaum eine Steuerungsfunk-
tion. Dieses Dilemma weist die vom  
Bundesverbraucherschutzministerium in 
Auftrag gegebene ZEW-Studie zu den 
Zinssätzen für Dispositionskredite auf  
und verweist auf den Markt. Schließlich 
gibt es auch in diesem Bereich günstige 
Anbieter. 

Will der Gesetzgeber regulierend eingrei-
fen, wird er sich zuvor genau überlegen 
müssen, welches Ziel mit dem staatlichen 
Eingriff erreicht werden soll. Für den 
Bankkunden insgesamt billiger werden 
Bankdienstleistungen wohl in keinem 
Fall. Dafür ist der Preisdruck im Retailge-
schäft schon jetzt zu hoch.  Red. 

Anlageberatung und Vermögensverwaltung –  
wo hat der Anlegerschutz seine Grenzen?
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Freitag, 19. Oktober 2012

 9.30 Uhr Begrüßungskaffee

10.00 Uhr Eröffnung der Tagung 
 Dr. Volker Lang, Philipp Otto

  Grenzen des informationsbasierten 
Anlegerschutzes – die Gratwanderung 
zwischen angemessener Aufklärung 
und „information overload“

10.15 Uhr  Prof. Dr. Jens Koch, Universität Konstanz, 
Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Deut-
sches und Europäisches Handels-, Gesell-
schafts- und Wirtschaftsrecht, Konstanz

10.45 Uhr Christian Bonnen, Mitglied des  
 Vorstands, Kreissparkasse Köln, Köln

11.15 Uhr Diskussion zur Sache

11.30 Uhr Kaffeepause

 Haftungsfragen bei Kunden- 
 informationen – PIB, KID und VIB

12.00 Uhr  Prof. Dr. Frank A. Schäfer, LL.M., Rechts-
anwalt, Sernetz Schäfer Rechts anwälte, 
Honorarprofessor an der Universität 
Bochum, Düsseldorf

12.30 Uhr Dr. Hanno Teuber, Rechtsanwalt,  
 Syndikus, Commerzbank AG,  
 Frankfurt am Main

13.00 Uhr Diskussion zur Sache

13.15 Uhr Gemeinsames Mittagessen

  Aktuelles zur Anlageberatung und 
zur Vermögensverwaltung – Kickback, 
Lehman und kein Ende

14.30 Uhr  Dr. Peter Balzer, Rechtsanwalt, Fachan-
walt für Bank- und Kapitalmarktrecht, 
BALZER KÜHNE LANG Rechtsanwälte 
Steuerberater Partnerschaft, Lehrbeauf-
tragter an der Universität Siegen, Bonn

15.00 Uhr  Jens Minnemann, Direktor, Leiter Vermö-
gensmanagement, Fürstlich Castell’sche 
Bank, Credit-Casse AG, Würzburg

15.30 Uhr Diskussion zur Sache

15.45 Uhr Kaffeepause

  Corporate Compliance bei Banken 
und Sparkassen – MaRisk, MaComp, 
MaFraud, Geldwäsche

16.15 Uhr  Thomas Happel, Abteilungsdirektor,  
Bundesanstalt für Finanzdienst leis tungs-
aufsicht (BaFin), Bonn

16.45 Uhr  Verena Anders, Rechtsanwältin und Com-
pliance-Spezialistin, Hauck & Aufhäuser 
Privatbankiers KGaA, Frankfurt am Main

17.15 Uhr Diskussion zur Sache

17.30 Uhr Schlussworte und Veranstaltungsende
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